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Gliederung

ÅKoordinierungsstelle Gesundheitliche Chancengleichheit in 
RLP (KGC) und Servicestelle Gesunde Kommune in der 
Landeszentrale für Gesundheitsförderung in RLP e.V.

ÅGesetzliche und organisatorische Rahmenbedingungen

ïPrävG, Landesrahmenvereinbarungen, u.w.)

ÅPerspektive der KGC zur Unterstützung

ÅBedarfe  von Gesundheitsämtern und Akteuren im 
kommunalen Raum (Befragungen)

ÅWeitere Unterstützungsansätze (LZG)

ÅVorgehen vor Ort: Situationsanalyse –Modul in einem 
zirkulären Prozess



Arbeitsbereich
Gesundheitsförderung und Qualitätsentwicklung in 

Kommunen

Å Koordinierungsstelle 

Gesundheitliche Chancengleichheit in RLP

Å Landesweite Servicestelle 

„Gesunde Kommune“ - Gesundheitsförderung und 
Prävention in nicht-betrieblichen Lebenswelten



1. Koordinierungsstelle „Gesundheitliche 

Chancengleichheit“ Rheinland-Pfalz

Å Beratung von Kommunen, um sozial bedingte 
Ungleichheit von Gesundheitschancen zu reduzieren 
und die Armutsprävention zu fördern

Å Präventionskette: Kommunale, lebenswelt- und lebensphasenbezogene
Präventionsmaßnahmen für alle Bürgerinnen und Bürger, beginnend im 
Kindes- und Jugendalter

Å Umsetzung des von der BZgAund den Spitzenverbänden der Kommunen und 
Krankenkassen initiierten kommunalen Partnerprozesses „Gesundheit für alle“ 
mit länderspezifischen Schwerpunkten

Å Qualitätsentwicklung und –sicherung(QE/QS)



Partnerprozess „Gesundheit für alle“
im Kooperationsverbund Gesundheitliche Chancengleichheit

Å Ausdehnung der Förderung „Gesundes Aufwachsen für alle“ auf alle 
Altersphasen (seit Ende 2015). 

ï Präventionsketten: mehr Altersabschnitte, Übergänge, Lebensbereiche

Å Die Komplexität von Gesundheitseinflüssen und ein integriertes, 
vernetztes Vorgehen bedarf längerfristiger Entwicklungen und 
verlässlicher Strukturen.

Å Verantwortung und Steuerung bei kommunaler Verwaltung und Politik. 

ï Die Kommune soll sich inhaltlich und auch –
laut PrävG„angemessen“ - finanziell einbringen.

Å Verbindung von verhaltensbezogenen, 
individuell stärkenden Angeboten und                                                   
Verbesserung von Lebensverhältnissen.





2. Servicestelle Gesunde Kommune

Ziele

- Entwicklung bedarfsgerechter Angebote

- Beratung zum Aufbau von Präventions-

strategien

- Strukturhilfen für kommunale Prävention

Handlungsgrundlage: PrävG(zunächst auf Basis bundesweiter 
Diskussion 2014/2015)

Akteure im Fokus: Verwaltungen der Landkreise und kreisfreien Städte 
(insbesondere Gesundheitsämter)

Aufgabe: Bestands- und Bedarfserhebung zu Gesundheitsförderung und 
Prävention (GF / P) in nichtbetrieblichen Lebenswelten, 
Beratungskonzept 



Gesetzliche Grundlagen



Gesetzliche Grundlagen

ÅPräventionsgesetz (PrävG)

ÅLandesgesetz über den öffentlichen 
Gesundheitsdienst RLP

ÅLandesrahmenvereinbarungen

ÅPräventionsleitfaden der GKV

ÅAufgaben der KGC 



Kernpunkte des Präventionsgesetzes 

Å Perspektive auf Lebenswelten und die Primärprävention 

ausgerichtet

Å Beteiligung von verantwortlichen Akteuren in den (nichtbetrieblichen 

und betrieblichen) Lebenswelten

Å weg von der Vielzahl unverbundener Projekte ïhin zu einem 

Präventionskonzept

Å Qualitätsgesicherte Angebote schaffen und in regelhafte 

Angebotsstrukturen und Versorgung integrieren

Å Kassenartenübergreifendes Vorgehen, besonders bei 

Modellprojekten

Å Sektoren-/amts-/trägerübergreifend im kommunalen Raum
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Finanzierungsperspektiven?

Vorgesehene Finanzierung ab 2016:

7 Euro pro GKV-Versicherten (GKV) (ca. 500 Mio. Euro)

davon:2 Euro für Betriebl. GF (ca. 140 Mio. Euro)

2 Euro für andere, nichtbetriebliche Settings (ca. 140 Mio.)

Präventionsbericht der GKV 2015 (veröffentlicht Nov. 2016): 

317 Mio für Prävention und Gefö

davon: 203 Mio für Individualprävention (5% mehr als 2014; mehr Kurse 
für gleiche Zahl der Versicherten),

76 Mio für Betriebl. Gefö(12% mehr),

38 Mio für Projekte in Lebenswelten (20% mehr) –

43% der Grundschulen und 24% der Kitas lagen in 
sozialen Brennpunkten



Prävention und Gesundheitsförderung in 
„Lebenswelten“

„Lebenswelten“ sind nach PrävGinsbesondere:

Klassische: Kindertagesstätten, Schulen, (Quartier/Stadtteil),Betriebe

Neu betonte: 

Å Kommunen (Lebenswelten sind örtlich)

Å Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe

Å Lebenswelten älterer Menschen, z.B. explizit Einrichtungen und Dienste 
pflegerischer Versorgung 

Aber auch „weitere relevante Einrichtungen“, „Verantwortliche für 
Lebenswelten“ 

ï z.B. Sportvereine, Familienbildungseinrichtungen, VHS, Stadtteileinrichtungen (z.B. in 
Verbindung mit Sozialer Stadt), „indikationsgruppenübergreifend“ tätige 
Selbsthilfegruppen, u.w.



Hintergrund: Präventionsgesetz

„Dachsetting Kommune“
(aus Präventionsleitfaden der GKV 2014)

Quelle: Leitfaden Prävention des Spitzenverbandes der Gesetzlichen Krankenkassen (Fassung vom 10.Dezember 2014) 



Beachtung der nationalen Gesundheitsziele:

Å Reduktion von Tabak- und Alkoholkonsum

Å Prävention bei Diabetes mellitus Typ 2

Å mehr Lebensqualität und –verlängerungbei Brustkrebs

Å Verhinderung, Früherkennung und nachhaltige Behandlung depressiver 
Erkrankungen

Å Erhöhung gesundheitlicher Kompetenzen, Souveränität der Patient*innen 
stärken

Å Gesund aufwachsen (Lebenskompetenz, Bewegung, Ernährung)

Å Gesund älter werden

(ist Hauptunterteilung in Bundesrahmenempfehlung, 

ergänzend: Gesund leben und arbeiten) 



Landesgesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst RLP

Ziele und Aufgaben des öffentlichen Gesundheitsdienstes

Å Der öffentliche Gesundheitsdienst beobachtet, untersucht und bewertet die 
gesundheitlichen Verhältnisse der Bevölkerung (im Dienstbezirk des GA) einschließlich der 
Auswirkungen von Umwelteinflüssen auf die Gesundheit, geht den Ursachen von 
Gesundheitsgefährdungen und Gesundheitsschäden nach und wirkt auf deren Beseitigung 
hin,

Å koordiniert Angebote der Gesundheitsförderung mit den zuständigen Stellen und bietet bei 
Bedarf ergänzende Leistungen an.

Å Die Gesundheitsämterberaten die für die Gesundheitsversorgung zuständigen Stellen über 
den Bedarf an Angeboten zur Gesundheitsförderung; die Beratung kann auch im Rahmen 
von regionalen Gesundheitskonferenzen erfolgen. Sie umfasst insbesondere Angebote der

aufklärenden Gesundheitsberatung der Bevölkerung in Fragen der körperlichen und 
seelischen Gesundheit (Primärprävention), ….

Å (Das fachlich zuständige Ministerium erstellt in regelmäßigen Abständen, in der Regel alle 
fünf Jahre, einen Bericht über die gesundheitlichen Verhältnisse der Bevölkerung des Landes 
Rheinland-Pfalz.



Gesundheitsämter als regionale Koordinatoren von Prävention 
und Gesundheitsförderung

(Beschluss der Gesundheitsministerkonferenz 29./30.6.16)

Å Für einen starken Öffentlichen Gesundheitsdienst (ÖGD) 

3. Die GMK sieht im ÖGD ein professionelles Netzwerk, das mit und in allen Ge-
sundheitsbereichenvon der Prävention und Gesundheitsförderung, dem Ge-
sundheitsschutzbis zur Versorgung kooperativ und koordinierend tätig ist. 

Å Perspektive Prävention und Gesundheitsförderung 

8. Das Präventionsgesetz bietet eine konkrete Chance, eine verbesserte Gesundheit 
für die Bürgerinnen und Bürger zu erreichen. Der ÖGD muss aufgrund seiner in den 
Ländergesetzen festgeschriebenen Rolle als regionaler Koordinator in der 
Gesundheitsförderung eine aktive Rolle im Rahmen der Umsetzung des Prä-
ventionsgesetzes spielen. Die GMK erwartet von den Partnern der Rahmenver-
einbarungendie Rolle des ÖGD anzuerkennen, zu nutzen und zu unterstützen und 
hierzu geeignete Formen der Einbindung zu entwickeln. 

Die GMK fördert die Einbeziehung des ÖGD bei der Umsetzung der Landesrah-
menvereinbarungennach Ä20 f SGB V zum Präventionsgesetz und bittet die 
Sozialversicherungsträger um Zusammenarbeit mit dem ÖGD. 



Å Unter den neuen Rahmenbedingungen gilt es, gemeinsam auf die Nutzung und die 
Weiterentwicklung vorhandener tragfähiger Strukturen für die Prävention und 
Gesundheitsförderung auf kommunaler bzw. regionaler Ebene hinzuwirken und 
dazu beizutragen, dass der ÖGD dabei sein Potential zur Wirkung bringen kann. 
Der Koordinierung der regionalen Gesundheitsförderung und Prävention kommt 
dabei ein besonderer Stellenwert zu, z. B. mit Blick auf die Bedarfsfeststellung, 
orientierende Rahmenkonzepte oder die Qualitätssicherung. Die GMK schlägt vor, 
diese Entwicklung in regelmäßigen Statuskonferenzen zu begleiten und bittet den 
Bund und die anderen Partner hierbei um Unterstützung.



Klärungen im Land
Landesrahmenvereinbarung (LRV) (gemäß Ä20f, SGB V)

Wichtigste Akteure ab Vorbereitung zu beteiligen:

Å Landeskassen der GKV, DRV, DGUV, (Pflegeversicherung)

„mit den in den Ländern zuständigen Stellen…“:

Å Oberste Landesgesundheitsbehörde 

Å Oberste Landesbehörde für Arbeitsschutz

Å Agentur für Arbeit                                                

Å Kommunale Spitzenverbände

Die Beteiligten treffen Festlegungen: 

Å gemeinsame Ziele und Handlungsfelder (siehe Bundesrahmenempfehlung (BRE))

Å Koordinierung der Leistungen (zwischen Sozialversicherungsträgern) 

Å Zuständigkeiten klären

Å „gegenseitige Beauftragung“ der Leistungsträger

Å Zusammenarbeit mit ÖGD und Trägern örtlicher Jugendhilfe sowie weiteren relevanten 
Einrichtungen und Organisationen

(Später: kassenübergreifende Modellvorhaben für vulnerable Gruppen)

- werden bei Vorbereitung beteiligt 
- können der LRV beitreten



Landesrahmenvereinbarung RLP 
zwischen Sozialversicherungsträgern und 

Gesundheitsministerium

Å Gremien:

- Landespräventionskonferenz (1 mal jährlich ausgerichtet von Ministerium 
oder Sozialversicherungsträgern, diskutiert und empfiehlt Schwerpunkte)

- Landespräventionsausschuss (rechtliche Hauptbeteiligte/Unterzeichner der 
LRV), bereitet u.a. die Präventionskonferenz vor, gibt Leitrichtungen

Å Netzwerke(diskutieren die vorgeschlagenen Themenschwerpunkten, 
sammeln gute Praxisprojekte, arbeiten dem Ausschuss und der 
Steuerungsgruppe zu, können Empfehlungen geben):

- Gesund aufwachsen

- Gesund leben und arbeiten

- Gesund im Alter

- Quer dazu Kommunale Gesundheitsförderung

Å Steuerungsgruppe der SV-Träger (entscheidet über Förderung)



Förderinstrument: Kooperationsvereinbarungen
(nach AOK-Vortrag)

Abschluss zwischen mindestens

- 1 Sozialversicherungsträger und 1 Verantwortlichen/Akteur einer 
Lebenswelt

Ziel: Unterstützungder für die Lebenswelt verantwortlichen Träger

Å Voraussetzung sind angemessene Eigenleistungen der für die

Lebenswelt verantwortlichen Träger

Å Sicherstellung der Nachhaltigkeit durch Träger der Lebenswelt

- Weiterentwicklung

- dauerhafte Umsetzung

- langfristige, eigenständige Sicherstellung der erforderlichen

Ressourcen (inkl. Finanzierung)

Å Keine „Dauerfinanzierung“



Inhalte der Vereinbarungen (nach AOK-Vortrag)

Å Bezug zu den maßgeblichen Handlungsfeldern und Zielen
- Bundesrahmenempfehlung

- Landesrahmenvereinbarung

Å Bezug zu den maßgeblichen Rechtsgrundlagen der Akteure

Å Geplante Vorgehensweise: 
ï Bedarfsermittlung

ï Analyse, Konzeption und Planung

ï Umsetzung

ÅKonkrete Leistungen

ÅQualitätssicherung während ganzen Prozesses (z.B. Orientierung an Qualitätskriterien 

des GKV-Präventionsleitfadens und des Kooperationsverbunds Gesundheitliche 
Chancengleichheit) 

ÅNachhaltigkeitssicherung
ï Dokumentation

ï Evaluation

ï Folge-Bedarfsermittlung



Präventionsleitfaden der GKV – eine Basis für 

Kooperationsvereinbarungen
Förderfähigist z.B. 

- Bedarfsermittlung und Zielentwicklung, Planung

- Vernetzungs- und Beratungsprozesse

- Verhaltens- und z.T. verhältnispräventive Maßnahmen

- Fortbildung von Multiplikatoren

- Öffentlichkeitsarbeit, aber nicht nur Werbung, Infotische

- Evaluation, Dokumentation, Qualitätssicherung



Präventionsleitfaden 
Förderkriteriensind z.B.

Å Konzepte mit Bedarfsermittlung, Qualitätssicherung, Nachhaltigkeit

Å Ermittlung, Nutzung  vorhandener Strukturen, Netze, Akteure

Å Zielgruppenklärung, bes. sozial Benachteiligte

Å Achten auf Vielfalt/Diversität u. Einbeziehung der Zielgruppen

Å Finanzierungskonzept mit –nicht nur geldwerter –Eigenbeteiligung der in 
Settings verantwortlichen Durchführungsträger

Å Transparenter, gegenseitiger Infoflußder Akteure

Å Fachkräfte mit qualifiziertem Bezug zu Gesundheit und Prävention



Präventionsleitfaden  

Qualitätskriterien für gesundheitsförderliche Stadt(teil)entwicklung:

- Gesundheit wird kommunales Ziel

- Integrierte Gesundheits- und Sozialberichterstattung

- Ressortübergreifende und bürger-einbeziehende Findung von 
Gesundheitszielen

- Schaffung von Abstimmungs-, Koordinierungs- und  
Umsetzungsstrukturen (z.B. Gesundheitskonferenzen, Stadtteilzentren, 
Vernetzungs- und Beteiligungsbüros, Quartiersmanagement)

- Gesundheitsverträglichkeitsprüfungen bei öffentlicher Planungen



Mögliche Beiträge der LZG und der KGC



Mögliche Nutzung der LZG-Netzwerke und Projekte

Handlungs- und Zielfelder nach Bundesrahmenempfehlung und 
Landesrahmenvereinbarung (zum PrävG):

Å Gesund aufwachsen: z.B. Netzwerk Gesunde Schulen, Aktivitäten für sozial benachteiligte 
und suchtgefährdete Kinder, Jugendliche und ihre Familien, Kita-Fortbildungen

Å Gesund leben und arbeiten: z.B.Betriebliche Gesundheitsförderung, Aufklärung u. Netze zu 
Krankheiten wie Depression, Sucht, Aids

Å Gesund im Alter: z.B. Wohnprojekte, Pflegestrukturplanung (im Sozialraum), 
Demenznetzwerk, Bewegung im öffentlichen Raum für Alt (und Jung)

Bestimmte LZG-Projekte gleichzeitig für mehrere Altersgruppen, generationen- und 
lebensweltübergreifen (z.B. Sucht- oder Infektionsprävention, seelische Gesundheit, 
Generationenwohnen, Einbeziehung von Häusern der Familie/Mehrgenerationen-häusern) 

Gesundheitliche Chancengleichheit ist ein Querschnittsauftrag („Gesundheit für alle“)

Kommunale Gesundheitsförderung berücksichtigt alle 3 Präventionsphasen und bietet als 
„Dachsetting“ viele Verbindungen, um gemeinsam, wirksamer und ökonomischer vorzugehen. 
(bedarf Quervernetzung aller Netzwerke?)



Perspektive der KGC

Å Die KGC wird gemäß PrävGseitens BZgAbeauftragt und mit Mitteln der 
GKV (auf 1,5 Stellen) ausgebaut.

Å Die Aufgaben werden seitens der Förderer beauftragt, die konkrete 
Jahresplanung wird abgestimmt.

Å Die seit 2006 eingerichtete Steuerungsgruppe mit Vertretern der GKV, 
Unfallkasse, von Landesministerien u. anderen fachlichen Unterstützern 
wie Kommunalen Spitzenverbänden, Wohlfahrtsverbänden wird in ein 
erweitertes Netzwerk „Kommunale Gesundheitsförderung“ überführt.

Å Die KGC wird fachlich-wissenschaftlich von der BZgAim Auftrag der GKV 
begleitet, weiter qualifiziert und evaluiert.  



Grundlage: Beauftragungen der BZgA durch die GKV
Å KGC: Stärkung der Struktur und Weiterentwicklung der Arbeit zur Unterstützung 

der Krankenkassen auf Landesebene

Å Interventionskonzepte für vulnerable Zielgruppen in der Lebenswelt Kommune:
ï Alleinerziehende

ï Ältere Menschen

ï Menschen mit Behinderungen

ï Menschen mit Migrationshintergrund

Å Arbeitslose: Weiterentwicklung des Kooperationsprojekts von GKV und BA 
(Bundesagentur für Arbeit), zzgl. Kommunalen Grundsicherungsträgern, 
Arbeitsagenturen

Å (Anwendungs-)Forschung, Aufbau einer Datenbank zu wirksamer Prävention und 
Gefö(zur Verbesserung der Rahmenbedingungen der GKV-Aktivitäten in 
Lebenswelten)

Å Schulung von Setting-Verantwortlichen; Qualitätssicherung, (Monitoring)

Å Vernetzungs-Unterstützung

Å Aufbau eines GKV-Internetportals; Kommunikation der GKV-Leistungen

(Rundschreiben des GKV-Spitzenverbands vom 6.7.16)



Aufgaben der KGC ab 2017 (Auswahl):
Å Unterstützung kommunaler Strategien, Vernetzungshilfen, Beratung, 

Prozessbegleitung von Kommunen

Å Z.B. Unterstützung beim Aufbau kommunaler Präventionsketten

Å Beratung/Qualifizierung von Multiplikatoren/Trägern der Lebenswelten auf 
kommunaler Ebene

Å Erstberatung und Projektentwicklung bei Trägern/Setting-Verantwortlichen

Å Verankerung der Qualitätsentwicklung in Lebenswelten, bes. bei der GF für 
vulnerable Gruppen; Beratung zur Qualitätssicherung

Å Identifizierung und Aktivierung benachteiligter Gebiete mit Potenzial

Å Anknüpfen an kommunale und landesweite Gesundheitsberichterstattung 

Å Organisation sektorenübergreifender Fachtagungen und Workshops für Fachkräfte

Å Identifizierung und Transfer guter Praxismodelle

Å Koordinierung/Kooperation mit regionalen/landesbezogenen Netzwerken (bes. 
Unterstützung und Aktivierung von Netzen mit vulnerablen Gruppen - Arbeitslose)

Å Lotsenfunktion für Angebote der GKV u.a. in kommunale Strukturen

„Fakultativ“ zusätzliche Beauftragungen durch Landes-GKV-Steuerungsgruppe: 
Tätigkeiten zur Umsetzung der LRV; Moderation/Koordination des Netzwerks 
Kommunale Gesundheitsförderung“



Recherche und Beratung der Servicestelle 
„Gesunde Kommune“ – eine Grundlage



Analyse

Bestands- und Bedarfserhebung sowie Erstberatung in drei Workshops 
(Fokusgruppen) und vorbereitende Situationsanalyse beim ÖGD 

Teilnehmende Kreisverwaltungen/Gesundheitsämter

1. Alzey-Worms 
2. Bad Dürkheim
3. Bad Kreuznach
4. Kaiserslautern
5. Mayen-Koblenz
6. Neuwied
7. Rhein-Lahn-Kreis 
8. Westerwaldkreis

ü Grundsätzliches Interesse bei weiteren Kreisverwaltungen/Städten, bei 
Gesundheitsämtern oder/und freien Trägern



I. Ergebnisse der Bestands-/Bedarfserhebung beim ÖGD

Å Interesse an GF/P bei ÖGD, aber Einbeziehung kommunaler politischer 
Entscheidungsebene schwierig

Å Es fehlt häufig an personellen und organisatorischen Ressourcen und der 
präventionsbezogenen Qualifizierung der Mitarbeiter im ÖGD und anderen 
Fachbereichen.

Å Bisherige Maßnahmen und Entwicklungen gehen von einzelnen 
Gesundheitsproblemen und Krankheitsprophylaxe, Infektionsprävention aus. Es 
fehlt ein integrierter, strukturierter und „salutogenetischer“ Planungsprozess

Å Die Zusammenarbeit mit anderen Akteuren z.B. zwischen den Sektoren inner-
und außerhalb der Verwaltung ist gering.

Å Es werden kaum Gesundheitsziele vor Ort definiert.



Å DieGesundheitsberichterstattung (GBE) ist mangelhaft, zu unspezifisch, zu 
folgearm.

Å Qualitätssicherung wird als zunehmend wichtig angesehen und 
verschiedenartig entwickelt, aber Instrumente zur Qualitätsentwicklung, 
gerade zur Gesundheitsförderung und Prävention, werden in der Praxis nicht 
eingesetzt.

Å Es bestehtein Klärungsbedarf zum Verständnis und Stellenwert von 
„Gesundheitsförderung“ und „Prävention“ in Gesundheitsämtern, zwischen 
kommunalen Arbeitsbereichen und verschiedenen Akteuren (z.B. freien 
Trägern)

Å Es besteht eine große Unklarheit über die mit dem Präventionsgesetz einher 
gehenden Entwicklungen und den damit verbundenen Potenzialen für die 
eigene Arbeit.



Folgerungen für eine Unterstützung

Å Bereitschaft und Motivation bei Verantwortlichen und 
Fachkräften des  ÖGD aufnehmen undunter guten 
Rahmenbedingungen stärken

ÅVernetzungshilfen zur Einbindung bestehender 
Einzelangebote in eine Gesamtstrategie

Å Externe Unterstützung z.B. bei übersektoralem und -
regionalem Austausch, 

ÅProjekt-/Konzeptberatung (Start, Finanzierung, Evaluation),

bei Kooperationen mit Akteuren, bes. GKV

ÅFortbildungsangebote, Workshops, Handreichungen



Angebotsoptionen des LZG-Arbeitsbereichs

Å Koordinationshilfen, um GF strukturell und möglichst flächendeckend 
in Kommunen zu verankern, z.B. Gremien zu bilden

Å Beratungsprozesse für weitere Kommunen/Gesundheitsämter

Å Stärkung der Vernetzung vor Ort, Austausch zwischen Kommunen

Å Informieren zu den Potenzialen und Anforderungen des 
Präventionsgesetzes und der Ausgestaltung der 
Landesrahmenvereinbarung

Å Regionale Gesundheitskonferenzen fachlich unterstützen

Å Eigene und kooperative Fort- und Weiterbildungen für Akteure und 
Multiplikatoren

ÅMaterialien zur Prozessbegleitung (z.B. Instrumente der QE/QS, 
Handbuch Regionale Gesundheitskonferenzen)

Å Initiierung von Modellprojekten 



Bedarfsbezogene Unterstützung von Kommunen 
(Ergänzende Erkenntnisse)



Zusammenarbeit von Kommunen und anderen 
Akteuren

LZG-Befragung von Kommunen (n=50) und GKV (n=6) 2013/14 zur Rolle der 
Kommunen bei Angeboten zur Gesundheitsförderung und Prävention:

Å Die Kommunen kennen eine ganze Reihe örtlicher Gesundheits-
/Präventionsprojekte, sind auch oft initiativ, sehen die Durchführung vor allem als 
Angelegenheit der sozialen Träger, Kitas, Schulen, Sportvereine, GKV an. 
Gesundheitsämter werden fast nicht genannt, eher noch Ärzte, Hebammen, 
medizinische Dienste.

Å Sie tauschen sich in Netzen und Einzelkooperationen aus, z.T.  veranstaltungs- und 
bedarfsbezogen, woran angeknüpft werden kann.

Å Nur wenige Kommunen überlegen ein integriertes Gesundheitskonzept o.ä.. 

Å Von den kaum antwortenden GKVenbedauern einige, wenig eingebunden zu 
werden, z.B. zu Settingangebotenin Kitas, Schulen, Familienbildung.

Å Für eine gewünschte verstärkte Kooperation mit Krankenkassen erhoffen sich viele 
Kommunen eine bessere finanzielle und organisatorische Ausstattung, zu der auch 
die Krankenkassen beitragen sollen.

Å Aufeinanderzugehenmuss erst erprobt werden, unterschiedliche Interessen 
beachtet werden. 



Ansätze und Qualität in der 
lebensweltbezogenen GF

Befragung 2015 von Kommunen, GKV, Sozialverbänden, 
Bildungseinrichtungen u.a. zu QE/QS

Ausgangssituationwaren Ergebnisse aus Gruppendiskussionen:

- „Setting Kommune“ ist als Handlungsfeld sehr heterogen

- Institutionalisierungsgrad von GF ist gering

- Strukturell  kaum Ansatzpunkte für systematische QE/QS

- QE-Verständnis und Aktivitäten bei Akteuren unterschiedlich 



Onlinebefragung – Zusammensetzung der Stichprobe



Zur Beteiligung an der Befragung

ÅDer Rücklauf der Befragung zeigt ein thematisches Interesse 
verschiedener kommunaler Ämter,vor allem aus dem Sozial-
und Jugendbereich. 

ÅNoch höher ist das Interesse von Bildungseinrichtungen, wo 
bereits i.d.R. QM-Systeme (Qualitätsmanagement) bestehen, 
mit denen man sich näher austauschen müsste.

ÅAuch „sonstige“ soziale Träger, Kinderschutz, Jugendbildung, 
Beratungsstellen u.ä.fühlen sich angesprochen.



Wie geschieht die Angebotsplanung?
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Angehörige der Zielgruppen werden bei der Planung der Angebote aktiv
miteinbezogen.

Dieses Konzept bzw. diese Konzepte  wurde/n innerhalb der letzten beiden Jahre
überarbeitet bzw. aktualisiert.

Für alle Angebote werden konkrete und überprüfbare Ziele definiert.

Die Planung von Angeboten basiert auf einer systematischen Bedarfs- und
Bestandsanalyse.

 Für jede Angebotsart sind konkrete, zielgruppenadäquate Zugangswege,
Arbeitsformen und Methoden beschrieben.

Für Angebote der Prävention und Gesundheitsförderung liegt ein Konzept vor

Bei der Angebotsplanung wird in besonderer Weise darauf geachtet, Menschen
zu erreichen, die aufgrund sozialer oder kultureller Barrieren einen erschwerten…

Die Ressourcen und der Lebensstil der Zielgruppen sowie ihr jeweiliger sozialer
und kultureller Kontext werden bei der Planung von Angeboten systematisch…

Die Planung von Angeboten zur Prävention und Gesundheitsförderung erfolgt in
Abstimmung mit anderen lokalen und regionalen Akteuren (Politik, Verwaltung,…

Bei der Entwicklung von Angeboten der Prävention und Gesundheitsförderung
werden aktuelle wissenschaftliche Erkenntnisse berücksichtigt.

 Es wird auch darauf geachtet, Hilfe zur Selbsthilfe zu geben und die Adressaten
zu befähigen, ihre Kompetenzen zu erweitern (Empowerment).

Bei der Entwicklung von Angeboten der Prävention und Gesundheitsförderung
wird auf bewährte Interventionsansätze oder Beispiele guter Praxis…

Anteil zustimmender Antworten



Was braucht eine Angebotsplanung?
Å Nur etwa die Hälfte machen eine Bedarfs- und Bestandsanalyse (53%), definieren 

konkrete und überprüfbare Ziele(46%), haben ein Konzept erarbeitet (54%). 

Å Viele geben an auf bewährte Ansätze, gute Praxisbeispiele zurückzugreifen (87%) 
und aktuelle wissenschaftliche Ergebnisse zu berücksichtigen (68%). Aber nur 39% 
haben ihr Konzept in den letzten 2 Jahren aktualisiert.

Å Fast alle, die keine oder kaum eine systematische Bedarfs-/Bestandserhebung 
machen, sehen einen diesbezüglichen Handlungsbedarf (22 von 28).

Å Aber nur 14 von 23, die kein Konzept entwickelt haben, sehen hierzu einen Bedarf.  

Å Eine Abstimmung mit anderen lokalen Akteuren wird zu 62% angegeben. Es wird 
auch ein Optimierungsbedarf an regelmäßigen und verbindlichen Absprachen und 
Steuerung genannt.

Å Zielgruppenorientierung: Man versucht besonders Gruppen mit geringen 
Zugangswegen zum Gesundheitswesen zu erreichen (55%), achtet auf die 
Zugangswege (54%), will Hilfe zur Selbsthilfe geben und Kompetenzen stärken 
(68%). Doch Angehörige der Zielgruppen werden nur zu 37% aktiv in die 
Angebotsplanung einbezogen. (Konzeptentwicklung für statt mit Betroffenen?) –
Einbeziehung bereits bei Bestands-/Bedarfserhebung?



Fragen nach Rahmenbedingungen
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Es existiert auf kommunaler Ebene eine Strategie zur Umsetzung
dieser Ziele.

Die Ergebnisse der Angebote zur Gesundheitsförderung werden auf
kommunaler Ebene systematisch evaluiert.

Es liegen konkrete Ziele für die Gesundheitsförderung auf
kommunaler Ebene vor.

Zentrale Gesundheitsprobleme werden auf kommunaler Ebene
systematisch identifiziert (z.B. im Rahmen einer

Gesundheitsberichtserstattung).

Auf kommunaler Ebene existiert ein Gremium, das sich explizit mit
Fragen der Gesundheitsförderung befasst (z.B. Runder Tisch).

Zuständigkeiten für Angebote der Gesundheitsförderung auf
kommunaler Ebene sind geklärt.

Die Angebote der Gesundheitsförderung auf kommunaler Ebene sind
transparent.

Anteil zustimmender Antworten



Einige Statements zu Rahmenbedingungen

Å Die Transparenz zu GF-Angeboten und deren Zuständigkeiten wird 
wenigstens mit ca. 1/3 bejaht (ggf. abhängig von Vernetzungsbreite und 
Überschaubarkeit der Angebotsräume).

Å Doch es gibt offenbar kaum ein kontinuierliches Gremium für Fragen und 
Abstimmung von GF (21%) (dürfte bei größeren Angebotsfeldern im Zug 
des PrävGwichtiger werden)

Å Entsprechend fehlt eine systematische Identifizierung von 
Gesundheitsproblemen (nur 19%) und Gesundheitszielen, z.B. im Rahmen 
von Gesundheitsberichterstattung (GBE) (nur 14%)

Å GF-Angebote werden nur zu 9% evaluiert.

Å Eine Strategie auf kommunaler Ebene gibt es ebenfalls nur zu 9%.

Dazu passen weitere Ergebnisse: Der z.T. noch ungeklärte Stellenwert von GF/P in der 
eigenen Organisation (76% „Teilaufgabe“) und von QE/QS (54% (sehr) hoch) müsste 
und könnte verbessert werden, es gibt anknüpfbare Relevanznennungen. Keine 
Strategie ohne Klärungen des Gegenstandsbereichs!



Selbst genannter Bedarf an optimierten QE-
Aktivitäten
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Methodisch-didaktische Umsetzung…

Führung und Steuerung

 Organisation der…

 Einbeziehung und Qualifizierung von…

Angebotsplanung

 Erreichen der Zielgruppe / Adressaten

 Einbeziehung der Adressaten

Konzeptentwicklung

Evaluation und Controlling von…

Bedarfserschließung

Kommunikativer Austausch /…

Personalentwicklung

Strategische Zielplanung

sehr hoher Bedarf hoher Bedarf geringer Bedarf kein Bedarf



Ergebnisse zu eigenen Bedarfseinschätzungen

Etwas mehr als die Hälfte (51-56%) sehen einen (sehr) hohen Bedarf bei:

Å strategischer Zielplanung, Bedarfserschließung, Konzeptentwicklung

Å Personalentwicklung (Beziehung zu interner Organisationsentwicklung)

Å Vernetzung/Austausch/Kooperation

Å Evaluation und Controlling von Angeboten

Etwas weniger als die Hälfte (41-48%) sehen einen (sehr) hohen Bedarf bei:

Å Erreichen und Einbeziehen der Adressaten (Bedarf an lebensweltlichen Ansätzen)

Å Einbeziehen und Qualifizieren ehrenamtlicher und bürgerschaftlicher Kräfte

Å Planung und organisatorische Durchführung der Angebote

Å Methodisch-didaktische Umsetzung der Angebote

Å Führung und Steuerung

Viele Träger sehen keinen oder geringen Bedarf, doch die Metaanalyse zeigt z.T. 
inkonsistente Antworten und mehr Problemnennungen bei den Fragen zum Ist-Stand. 
Man scheut evtl. auch einen Änderungsaufwand festgestellter Mängel. 



Folgerungen zur Förderung guter 
Rahmenbedingungen und Angebote

Å Ausreichende organisatorische (z.B. ausstattungsbezogene) und rechtliche 
Rahmenbedingung für mehr Angebotsqualität, bes. bei –auch gemeinsamer –
Auswertung/Evaluationund Neujustierung

Å Verbindliche Abstimmung und stärkere Vernetzung zwischen lokalen Akteuren, zu 
einem gemeinsamen, projekteübergreifenden Vorgehen mit anderen in allen 
Projektphasen: von Planungs- über Durchführungsqualität bis zu Ergebnisqualität

Å Dabei Übertragen bzw. Einspeisen institutions-eigener guter Angebots- und 
Steuerungsqualität (Austausch und Einlassen auf neue gemeinsame Lernprozesse)  

Å Beginn eines Leitbildprozessesmit Klärung eines gemeinsamen Verständnisses und 
Zielsetzungen von GF/P anhand der konkreten Vorhaben (Verankerung von GF/P in 
der kommunalen Politik)

Å Bildung eines koordinierenden, entscheidungsfähigen Steuerungsgremiums; 
Weiterentwicklung transparenter Strukturen im kommunalen Handlungsfeld bzgl. 
Zuständigkeiten/ Rollen

Å Einbeziehung der Adressaten und ihrer Vertreter (anspruchsvolles 
Querschnittskriterium)



Fortbildungsbedarf von Gesundheitsämtern

Schriftliche Befragung zum selbstgenannten FB-Bedarf zu kommunaler GF/P 
(Rückmeldung von 20 ÖGD-Mitarbeitern/Leitungskräften aus 14 GÄ, 2016 
(geschlossene und offene Fragen, überarbeiteter Fragebogen von Gesundheit Berlin-
Brandenburg)

Å Alle haben ein Interesse an regelmäßigen Fortbildungen zum Thema, gut die Hälfte 
zweimal/Jahr, knapp die Hälfte einmal/Jahr)

Å Favorisierte Themen: 

- Entwicklung regionaler Gesundheitsziele

-Konzepte der „Gesundheitsförderung“ im Vergleich zu „Prävention“ 

- Qualitätsmanagement

- Integrierte kommunale Gesundheitsstrategien

Å Favorisierte Lebenswelten:

- Quartier/Kommune (fast alle), danach Schule und Kita



Fortsetzung Fortbildungswünsche GÄ
Å Interesse an Zielgruppen:

- Menschen in sozial schwierigen Situationen

- Kinder und Jugendliche

- Ältere und Arbeitslose (nur 6-7 Nennungen)

Å Behandlung von Qualitätsaspekten:

- niederschwellige Arbeitsweise

- Stressprävention

- Bewegung, Ernährung

- Unfall- und Gewaltprävention

Å Sonstige fachspezifische Themen:

- Verfassen regionaler Gesundheitsberichte (Datenauswertung etwas weniger)

- Infos zu aktueller Datenlage, Studienergebnisse

Å Hohes Interesse an Beispielen guter Praxis (15 n)

Die Ergebnisse sollen bei der Erstellung eines Fortbildungs- und Beratungskonzepts für 
2017 berücksichtigt werden, das mit Trägern und auch bundesweit (im Rahmen eines 
QE/QS-Projekts der BZgA) mit ähnlichen Konzepten abgestimmt wird..



Vorgehen vor Ort
Situationsanalyse als Modul in einem Prozess



Grundlage: Die Kommune ist gewillt, aktiv und entscheidet.
Vorschlag für ein typisches Vorgehen bei Landkreisen, Kommunen:

1. Erstgesprächmit interessierten Vertretern (aus ÖGD u. Sozialdezernat)

2. Erste örtliche Abstimmungen von Themen, Zielgruppen, Zielen, Settings etc., 
Finden verbindlicher Ansprechpartner

3. Absicherung durch politische Entscheidungsebene

4. Vereinbarung einer LZG-Begleitung, möglichst Beitritt zum kommunalen 
Partnerprozess

oder/und Kooperationsvereinbarung mit einer GKV

6. Klärung der Prozesse auf komm. Ebene (z.B. Zukunftswerkstatt, Beratung)

- Bedarf, Bestand, Ressourcen

- Gesundheitsziele (mit Datenauswertung)

- konkrete Vorhaben, Maßnahmen

- Partner, Netzwerkbildung, Aufgabenteilung

- Beteiligung Betroffener (Zugänge, Infos, Befähigung)

5. Mehrschrittiger Prozess nach Aktionszirkel (Public HealthAction Cycle): 
Konzipieren –Umsetzen –begleitend Überprüfen –Justieren –Auswerten… 
Anwendung von Qualitätskriterien und –verfahren bei jeder Phase



Public Health Action Cycle – mehrmalige Situationsanalyse

Quelle:  Reul, R., Faselt, F., Dr. Helbig, D. in. Bewegung in den Alltag bringen –das macht 
Sinn!, (2012) Herausgeber: HAGE –Hessische Arbeitsgemeinschaft für 
Gesundheitserziehung e.V., Sächsische Landesvereinigung für Gesundheitsförderung, 
Landesvereinigung für Gesundheitsförderung Thüringen e.V. –AGETHUR 

(Rolf Reul, 2012 angelehnt an Ruckstuhl et al. 1997)



Daten wozu überhaupt? (Grundfunktionen)
Å Daten zur Konzeptentwicklung

Å Wissen zu Präventions-/Interventionsbereich:

- Zielgruppe (z.B. Verhalten, Gesundheitsdaten)

- Lebensbedingungen (z.B. Wohnsituation, Arbeit, Familie)

Å Wissen zu Rahmenbedingungen eigenen Handelns:

- in eigener Institution/Organisation (Struktur, Aufgabenbereich, Rechte, 
Kapazitäten)     

- in Netzwerken (Beziehungen, Verbindlichkeiten, Ressourcenbündelung)

Å Daten zur Begründung, Legitimation eigenen Handelns, 
Öffentlichkeitsarbeit, gesundheits- und sozialpolitische Positionierung

Å Daten zur Überprüfung eigenen Handelns, Qualitätssicherung
(Datenerhebung im Handlungsprozess durch Verlaufsdokumentation und 
Evaluation)



Checklisten zu Bestands- und Bedarfsanalysen 
(z.B. angelehnt an „Gut drauf-Kommunen“ der BZgA)

Å Soziale und gesundheitliche Lage der Zielgruppe (z.B. Jugendliche) in der 
Kommune (Statistiken, Beobachtungen, Erkenntnisse der praktischen Arbeit)

Å Anteil an sozial benachteiligten Familien/Milieus

Å Wohn-, Arbeits-/Schul-/Ausbildungs-, Freizeitsituation (Angebote, Infrastruktur)

Å Zielgruppe(n): Räumliche und institutionelle Anziehungspunkte, Treffpunkte der 
Zielgruppe; Vernetzung mit anderen sozialen Gruppen

Å Welche Zielgruppe soll besonders erreicht werden, sind Zugangswege vorhanden?

In welchen Settings?

Å In welchen Gesundheitsbereichen besteht besonderer Bedarf (z.B. gesundes 
Verhalten, Freizeitgestaltung, Schaffung und/oder bessere Wahrnehmung von 
Gesundheitsangeboten, Zugänge zu ärztlichen Untersuchungen?) 

Verhalten + Verhältnisse!

Å Welche Angebote der Gesundheitsförderung gibt es bereits? Was decken sie ab, 
welche Ziele verfolgen sie, sind sie kurz-/langfristig angelegt?Gibt es 
Evaluationsdaten zu Qualität und Auswirkungen? 

Å Gibt es eine Sozialraumanalyse, ein Gemeindegesundheitsprofil, GBE?.... 



Kommunale Gesundheitsberichterstattung
Ziele:

- orts- und gruppenspezifische(re) Datenerhebung, kleinräumige Auswertung

- Auswertung bzgl. Bedarfen und Zielen für Gesundheitsversorgung und (inkl.) 
Prävention, GF

Umsetzungsmöglichkeiten:

- IntegrierteAuswertung von Gesundheits- und Sozialdaten, unter 
Einbeziehung der kommunalen Statistiken z.B. zur Bevölkerungsstruktur, der 
Sozialberichterstattung und –planung, Jugendhilfeplanung, Pflegeplanung etc.

- Methodisches „Umrechnen“ der bundesweiten Erhebungen (RKI, 
Hochschulen, GKV-Reports) auf die kommunalen Räume

- Expertenbefragungen mit lokalen Akteuren (Ärzte, Hebammen, 
Jugendarbeiter, Quartiersmanager, Pflegestützpunkte, Pfarrer u.a.)

- Lebensweltbezogene Erhebung, Befragung von Bürgern, Betroffenen, 
Zielgruppen (Partizipation statt Verplanung)



Optimierungsmöglichkeiten:

- Ausweitung und Ergänzung der Schuleingangsuntersuchung durch 
Jugenduntersuchung, Elternbefragungen u.a.

- Überarbeitung des Indikatorensatzes, stärkere Betonung von GF/P (z.B. bei 
Inanspruchnahme von Leistungen des Gesundheitswesens); stärkere Nutzung von 
(sozialepidemiologisch relevanten) Sozialindikatoren (z.B. Sozialleistungsempfänger 
im Zusammenhang mit Risikofaktoren und –gruppen)

- Bedarfsanalyse nicht nur nach Datenverfügbarkeit (nicht alles ist messbar, aber vieles 
evidenzbasierter auswertbar), vor allem nach Relevanz und Anlass. 

- (Qualitative Beschreibung von Resilienzaspekten, protektiven Faktoren bei 
Sozialgruppen oder/und Sozialräumen.) SalutogenetischePerspektive auf 
Lebenswelten (nicht nur Individuen) in der Problemanalyse.

- Eine gute GBE ist eine Teilvoraussetzung für eine integrierte Gesundheits- und 
Präventionsplanung mit anderen Fachressorts.

- Datenaufbereitung für die kommunalen politischen Entscheidungsträger und für die 
Fachöffentlichkeit. Der ÖGD braucht Unterstützung bei Etablierung u. Optimierung 
der GBE und Dateninterpretationen. 



Grundfragen zur Situationsanalyse für eine 
Maßnahmenplanung

Å Welche Daten?:

- wozu –Ziel des Handelns

- worüber (Gegenstandsbereiche: Zielgruppe(n), Sozialer Raum, Settings bzw.  
Einrichtungen)

Å Wie erhalte ich Daten?:

- woher –Quellen zu den Bereichen (Ämter, Wissenschaft, Akteure…)

- wozu genau (Auswahl einzelner Aspekte als Indikatoren für gesundheitliche, 
soziale… Situation der Zielgruppe(n), für Belastungs- und 
Verbesserungspotentiale im sozialen Raum und Settings) 

Å Wie werte ich sie aus?: 

- quantitativ (Statistiken, GBE)

-qualitativ (Befragung von Experten, „verantwortlichen Trägern der 
Lebenswelten“, Betroffenen)

Mit wem werte ich sie aus?

Netze nutzen und als Datenquelle entwickeln!



Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit
www.lzg-rlp.de 


